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Abend ⸗Ausgabe. 
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Ahounemeuts⸗Einladung. 

Unſere geehrten Leſer, namentlich die 
aus wartigen, bitten wir, das Abon⸗ 
nement auf unſere Zeitung recht bald er⸗ 
utuern zu wollen, damit ihnen dieſelbe ohne 
Unterbrechung zugeht und wir ſogleich die 
Stärke der Auflage feſtſtellen können. Die 
reichhaltige Fülle des Materials, welches 
wir aus den politiſchen Tages⸗ 
ereigniſſen, aus den gewöhnlich 
jo intereſſanten Kammerbe⸗ 
richten, aus den lokalen und pro- 
»inziellen Begebniſſen darbieten, 
die Schnelligkeit unſerer Nachrichten iſt jo 
bekannt, daß wir es uns verſagen können, 
zur Empfehlung unſerer Zeitung irgend 
etwas zuzufügen. Wir werden auch ferner⸗ 
bin für ein ſpannendes und in⸗ 
tereſſantes Feuilleton ſorgen 

Der Preis der zweimal täglich er⸗ 
ſcheinenden Stettiner Zeitung beträgt 
außerhalb auf allen Poſtanſtalten vierteljähr⸗ 
lich nur zwei Mark, in Stettin in der 
Expedition monatlich 30 Pfen⸗ 
nige, mit Bringerlohn 70 Pfg. 

Die Redaktion. 


Deutſcher Reichstag. 


25. Sitzung vom 30. März. 


Bräfldent v. Goßler eröffnet die Sitzung 
um 111], Uhr. 

Am Tiſche des Bundesrathes: v. Puttkamer, 
Dr. Stephan, v. Bötticher. 

Tagesordnung: 

J. Mehrere Petitionen werden, dem Vor- 
ſchlage der Kommiſſion gemäß, zur Erörterung im 
Plenum für nicht geeignet erachtet. . 

II. Erſter Bericht der Petitlons-Kommiſſion 
über die Petitionen des Vereins naſſauiſcher Land⸗ 
und Forſtwirthe in Wiesbaden und der Winzer- 
vereine an der Ahr in Betreff der Beſteuerung aus- 
ländiſcher Weintrauben. Die Kommiſſion bean⸗ 
tragt, die Petitionen dem Herrn Reichskanzler zur 
Kenntnißnahme zu überweiſen. 

Abg. Sonnemann macht darauf auf⸗ 
merkſam, daß der größte Theil der ausländiſchen 
Trauben zur Champagner - Fabrikation verwendet 
werde. Ee ſchlägt vor, den Zollſatz auf 6 bis 8 
Mark zu normiren, da ein höherer Zell leicht 
ſchädlich wirken könnte. 

Abg. Dr. Buhl hält dieſen Satz für zu 
niedrig und ſtellt ſeinerſeits in Abrede, daß ein 
großer Theil der Trauben eine derartige Verwen⸗ 
vung finde, wie der Vorredner behauptet. 

Referent Abg. Haerle empfiehlt die An⸗ 
nahme des Kommiſſionsantrages, der darauf vom 
Hauſe angenommen wird. 

III. Berathung des Antrages der Abgg. 
Grad, Karſten und ». Werell-Mal- 
How: Den Herrn Reichskanzler zu erſuchen, die 
erforderlichen Maßregeln zu treffen, um einen bil- 
ligeren und raſcheren Bezug der Depeſchen für 
Witterungsberichte zum praktiſchen Gebraucht der 
Landwirthſchaft und Induſtrie im deutſchen Reiche 
herbeizuführen. 

Abg. Grad befürwortet den Antrag zur 
Annahme unter Hinweis auf die guten Erfolge, 
welche dieſe Einrichtung in anderen Staaten ge- 
habt. Dem gegenüber fielen die Koſten derſelben 
nur wenig in's Gewicht, die überdies zum größten 
Theile durch die Einnahmen gedeckt würden. 

Staatsſekretär Dr. Steyhan: Der An- 
trag bat eine ſehr praktiſche Seite, nämlich das 


Bezahlen. Bei aller Sympathie für den Antrag, 


und bei aller Neigung, in dieſer Geldſache die Ge⸗ 
müthlichleit nicht auszuſchließen, möchte ich mir 
doch die Getzenfrage erlauben, wie denkt man ſich 
denn die Verbreitung dieſer Depeſchen bei Tage 
und bei Nacht, in welchem Umfang oder an welche 
Behörden ſollen ſie gerichtet werden, wie denft man 
ſich überhaupt die ganze Organiſation dieſer Ein- 
richtung? Darüber muß man ſich doch zunächſt 
klar werden und in dieſer Beziehung, wird dieſe 
Frage entſchieden beherrſcht von den Grundſätzen 
des Reichspoſtgeſetzes, daß Porto- und Telegraphen⸗ 


freiheit allein im Reichsdienſt zuläſſig ſei. Wenn für 
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dieſen gemeinnützigen Zweck die Telegraphenfreiheit be- 
willigt würde, warum ſollen andere gemeinnützige 
Inſtitute nicht denſelben Anſpruch erheben dürfen? 
Redner wiederholt, daß auf die Sache nur dann 
eingegangen werden könne, wenn die Organiſa⸗ 
tionsfrage erledigt und die Vorfrage gelöſt iſt, 
ob die Einrichtung vom Reiche übernommen wer- 
den ſoll. 

Abg. Thilenius hat aus der Erklärung 
des Vorredners wenigſtens ſo viel entnommen, daß 
die der Durchführung des angeregten Gedankens 
zur Zeit noch entgegenſtehenden Bedenken ihre Lö⸗ 
ſung finden würden, wenn die ganze Sache auf 
das Reich übertragen würde. 

Die Abgg. Fürſt zu Hohenlohe-Lan- 
genburg und Freiherr zur Raben au ſpie⸗ 
chen ebenfalls für den Antrag; desgleichen der 
Mitantragſteller Abg. v. Wedell. Der Reichs- 
tag ſolle nur ausſprechen, daß im Intereſſe der 
Landwüthſchaft von den Witterungsberichten ein 
größerer praktiſcher Gebrauch gemacht werde. Die 
Ausführung, die Organiſation werde ſich dann 
ſchon finden, das könne man dem bekannten orga- 
niſatoriſchen Talent des Herrn Staateſekretärs Dr. 
Stephan überlaſſen. 

Der Antrag wird hierauf faſt einſtimmig vom 
Hauſe angenommen. 

IV. Berathung der Denkſchrift über die An- 
ordnungen, welche von der preußiſchen und der 
hamburgiſchen Regierung auf Grund des $ 28 des 
Sozialiſtengeſetzes unter dem 28. Oktober 1880 
mit Genehmigung des Bundes rathes getroffen wor- 
den ſind, — in Verbindung mit den Bemerkungen 
zur Ueberſicht der vom Bundesrath gefaßten Ent⸗ 
ſchließungen auf Beſchlüſſe des Reichstages. 

Abg. Auer: Es iſt zwar richtig, wie der 
Bundesrath in ſeiner Entſchließung mittheilt, daß 
der Erlaß des Polizei-Präſidiums zu Berlin ſich 
nicht gegen das Sammeln für die Angehörigen 
Ausgewieſener richtet, aber die Reſolution des 
Reichstages richtet ſich nicht gegen den oben ange- 
führten Erlaß, ſondern ſpricht generell aus — und 
fand in dieſem Sinne auch die Zuſtimmung des 
Vertreters der verbündeten Regierungen —, daß 
Sammlungen für die Angehörigen Ausgewieſener 
nicht verboten weiden können. Trotzdem wurden 
ſeitens des Reichekanzlers und der Einzelregierun⸗ 
gen doch keine Anſtalten getroffen, um erlaſſene 
Verbote der Polizei aus der Welt zu ſchaffen. 
Solche Verbote exiſtiren heute noch. So hat die 
Polizeibehörde in Altona ein Verbot erlaſſen, in 
welchem „das Einſammeln von Beiträgen zur Un⸗ 
terſtüßung dee Frauen und Kinder der aus Berlin 
ausgewieſenen Sozialdemokraten“ unterſagt wird. 
Die Denkſchriſt weiſe am beſten nach, daß das 
ganze Sozialiſtengeſetz nichts genutzt habe. Man 
werde zwar aus der Moſt'ſchen „Freiheit“ heute 
Enthüllungen bringen wollen. Nun, Moſt ſei längſt 
von der Partei desavouirt, wegen der Dummheiten, 
die er gemacht habe. Redner erzählt, daß die Pe⸗ 
lizei durch ihre Agenten Leute in Berlin habe zur 
Verbreitung der „Freiheit“ verleiten laſſen, und 
meint, das liege doch nicht in dem Intereſſe der 
Ordnung. Redner kommt ſodann auf die Sym⸗ 
pathien-Erklärung der Sozialdemskratie an die Ni⸗ 
hiliſten und meint, ſelbſt die Konſervatisen hätten 
beim Zuge Garibaldi's von Mentana aus nach 
Neapel, bei der Vertreibung der Fürſten aus Naſ⸗ 
ſau, Kaſſel und Hannover ganz ühnliche Sym⸗ 
pathien in ihrer Preſſe ausgedrückt. Er babe alle 
Hochachtung vor ſeinen Parteigenoſſen in Berlin, 
die nach dem Berichte des Bundes rathes, troß des 
Ausnahmegeſetzes, ihre Organiſatlon aufrecht er⸗ 
halten hätten. Redner kommt ſodann auf die 
Werner'ſche Affaire mit der geheimen Druckerei 
und ſucht die Sacht als ſehr unſchuldig darzu⸗ 
ſtellen. Redner wendet ſich gegen die weitere An ⸗ 
fechtung des Sozialismus, der durch den Reichs- 
kanzler ſalonfähig gemacht werde; kein ſozialdemo; 
kratiſcher Redner habe es jemals gewagt, die Ar- 
beiter an ihre Geduld zu mahnen, wie es der 
Kanzler hinſichtlich der Miethsſteuer gethan. Das 
jet aber nicht der Kanzler allein, die Chriſtlich⸗ 
Sozialen, der Soziale Reichsverein, die Antiſemi⸗ 
ten führten heute unter dem Schutze der Polijei 
eine Sprache, die bei den Sozialdemokraten in 
gleicher Heftigkeit nie vorgekommen fei. Es ſcheine 
aber erlaubt zu werden, namentlich bei den Anti- 
ſemiten-Verſammlungen, eine ſolche Sprache zu 
führen, weil Herr Henrici jedesmal am Ende eine 
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bei den letzten Verſammlungen hat er fie ſchon am 
Anfange verleſen. (Der Reichskanzler ruft: Das 
iſt nicht wahr!) Redner verlangt ſodann, daß die 
Polizei ehrenhafte Leute nicht mit Anträgen be- 
läftigen ſolle, als Spione in ihren Dienſt zu tre- 
ten, und geht auf die Auslegung ein, die früher 
die Redner im Reichstage dem § 23 des Sozia⸗ 
liſtengeſetzes gegeben hätten (Ausweiſung), daß nur 
in den dringendſten Fällen dieſe Ausweiſung ein- 


ſpringe, wenn er nicht gehorcht, und Robespierre⸗ 
Bebel-Liebknecht, die, wie Herr Auer, Moſt und 
Genoſſen von ihren Rockſchößen abſchütteln moͤch⸗ 
ten. Letztere betrieben die Sache etwas ſyſtema⸗ 
tiſcher, fie ſagen: wozu alle dieſe Attentate! wir 
wollen die Geſellſchaft durch dauernde Agitation 
erſt untergraben und ſie dann ſtürzen. Nun ſcheint 
mir die Partei Moſt viel einflußreicher zu ſein, 
als die Bebel-Liebknecht, denn der Energiſche be⸗ 


treten ſolle. Sodann verſucht Redner an einer 


Zeitung“ in Altona unbeanſtandet veröffentlicht, 
während in den letzten Tagen die „Gerichts-Zei— 
tung“ in Hamburg wegen eines Satzes über den 
Nihilismus verboten worden iſt. 


Miniſter des Innern von Puttkamer: 
Bei allen dieſen Aufzählungen habe er nicht um- 
hin gekonnt, innerlich zu erröͤthen über die uner- 
hörte Kühnheit, mit der notoriſch erlogene That⸗ 
ſachen hier vorgebracht, die ſämmtlich falſch ſeien. 
Der Vorredner habe wiſſen müſſen, daß die Re⸗ 
gierung über dieſe Sachen doch auch unterrichtet 
ſei und durfte ſich alſo nicht hier zum Organ 
wiſſentlicher Unwahrheiten machen. Zunächſt 
jet der Polizeikommiſſar Engel in Altona über die 
Behauptung des Vorredners eidlich vernommen 
und habe auf ſeinen Dienſteid erklärt, daß es nicht 
wahr ſei, was hier behauptet worden. (Hört! 
Hört!) Nun ſolle in Hamburg ein Bruder für 
den andern ausgewieſen ſein. Auch das ſei 
falſch, es ſei allerdings der Vorname der Brüder 
verwechſelt, aber der richtige ſei ausgewieſen und 
demnächſt auch natürlich die Ausweiſung aufrecht 
erhalten worden. Was den Werner'ſchen Fall an- 
gehe, jo ſei allerdings derſelbe nicht in Unter⸗ 
ſuchung genommen, er ſei aber nicht freigeſprochen, 
ſondern die Unterſuchung jet nicht zu eröffnen ge- 
weſen, weil das Blatt nicht fertig gedruckt gewe⸗ 
ſen wäre; das Blatt, jo weit es gedruckt worden, 
enthalte jo unfläthiges Zeug, daß man unmöglich 
daſſelbe hier mittheilen könne; man braucht aber 
nur Werners Vergangenheit zu kennen, um zu 
wiſſen, welch Geiſtes Kind derſelbe iſt. Der Mi- 
niſter erklart, darauf verzichten zu müſſen, jede 
Unwahrheit des Verredners hier zu widerlegen, «6 
ſei ihm darauf angekommen, zu zeigen, daß der⸗ 
ſelbe überhaupt hier Unwabrheiten auf die Tri- 
büne gebracht habe. Was nun die Angelegenheit 
der Sammlungen für die Angehörigen Aus gewieſe⸗ 
ner angehe, jo habe der Regierung bisher keine 
Beſchwerde vorgelegen über hierauf erſtreckte Ver⸗ 
bote; es habe kein Grund zum Einſchreiten vor⸗ 
gelegen. Nachdem aber nicht etwa durch Be⸗ 
ſchwerde, ſondern durch Kenntnißnahme von Pro⸗ 
jeßakten die Regierung Kenntniß von dem Al- 
tonaer Verbote erhalten habe, habe fie daſſelbe 
aus eigener Initiative jofert aufgehoben und 
ſämmtlichen Polizeibehörden durch Cirkular Kennt⸗ 
niß davon gegeben. Das Hamburger Verbst be⸗ 
ziehe ſich nicht auf Sammlungen für die Hinter⸗ 
bliebenen der Ausgewieſenen, ſondern auf Samm- 
lungen für die Ausgewieſenen und deren Hinter- 
bliebene, und hoffe er, daß der Hamburger Senat 
dies Verbot, das ſehr begründet ſei, aufrecht er⸗ 
halten werde, da doch die ausgewieſenen Agita⸗ 
toren keinen Nutzen von den Sammlungen haben 
ſollten. Wenn früher vielleicht die Sozialdemo⸗ 
kratie noch mit einem Anjcheine von Recht behaup⸗ 
ten konnte, fie ſei keine Umſturzpartei, ſte ſei nur 
eine Neformpartei, auch fie ſei patriotiſch, jo könne 
heute ſolche Behauptung nicht mehr gewagt wer⸗ 
den, da in ihren letzten offiziellen Erklärungen die 
Partei ſich ſelbſt als Umſturzpartei, als extrem 
atheiftifche, als extrem nihiliſtiſche bezeichnet habe. 
Nun zerfalle die Partei in 2 Richtungen, Marat- 


Antwort⸗Depeſche des Reichskanzlers verleſen könne, Haſſelmann-Moſt, die ihrem Gegner an die Kehle 
/ 


dug geſprochen, ereilt und abgethan. ... Herr 
Haſſelmann, der auch heute noch Reichstagsabge⸗ 
| rdneter iſt für Elberfeld⸗Barmen, ſagte über die⸗ 
ſelbe Schandthat in einer öffentlichen Verſammlung 
in New⸗-Nork: Alexander war nicht der einzige 
blutdürſtige Hund in Europa. Kaiſer Wilhelm ..“ 
(hier folgt eine nicht wiederzugebende Auslafjung). 


Darauf beſchloß die ehrenwerthe Verſammlung eine 


Zuſtimmungsadreſſe an die ruſſiſchen Nibiliſten. 
Der Miniſter fährt fort: Ich hoffe, daß das 
Haus, nachdem die Einzelheiten dieſes Falles ge⸗ 
nauer bekannt ſein werden, ſich mit der Frage zu 
beſchäftigen haben wird, ob nich! dieſer famoſe 
Reichstagsabgeordnete Haſſelmann unter Anklage 
wegen Hochverraths zu ſtellen und vom Reiche⸗ 
tage auszuſchließen ſein wird. (Beifall.) Der 
Miniſter giebt nun eine weitere reiche Blumenleſe 
von Brandſtellen der Moſt'ſchen Zeitung „Freiheit“ 
Ich komme nun auf die andere Denomination der 
Sozialdemokratie. Sie wiſſen ja ſchon, daß der 
ſogenannte Kongreß in Schloß Wpden einen Wende⸗ 
punkt darſtellt in der geſammten Entwickelung der 
Sozialdemokratie. Derſelbe war beſucht von ſammi⸗ 
lichen ſozialdemokratiſchen Reichstagsabgeordneten, 
ich werde abwarten, ob die Herren ihre Identitat 
in Abrede ſtellen werden. (Abg. Bebel ruft: Nein!) 
Hier iſt nun eine Reviſton des ſozialdemokratiſchen 
Programms vorgenommen und hat man ein neues 
Programm aufgeſtellt. Zunächſt iſt den Herren ihre 
Gebundenheit an das Gothaer Programm, das die 
Worte enthält „mit allen geſetzlichen Mitteln“, 
etwas langweilig geworden und ſie haben deshalb 
und zwar einſtimmig das Wort geſetzlich geſtrichen. 
Ferner hat die Partei beſchloſſen, an dem in Zu⸗ 
rich erſcheinenden „Sozialdemokraten“ als einzigem, 
aber auch offiziellem Partei-Organ feſtzuhalten, ich 
werde ſpäter auf dieſes Blatt zurückkommen und 


daraus beweiſen, welche Richtung die beutige deut⸗ 


ſche Sozialdemokratie verfolgt. Dann hat die 
Partei beſchloſſen, ſich als ein Glied der allgemei⸗ 
nen internationalen Revolutionspartet aufzuthun, 
und dazu eine beſondere Verkehrsſtelle internatio- 
naler Natur zu begründen. Das erſte Aktenſtück, 
das dieſe neue auswärtige Verkehrsſtelle in die 
Oeffentlichkeit gebracht, enthält ein vollſtändig es 
Manifeſt an ſämmtliche Sozialdemokraten Europas. 
Der Miniſter verlleſt dieſes Mantfeſt unter dem 
Hinweis, daß dies das Programm Bebel- Liebknecht 
ſei. Der Miniſter giebt ſodann die Meinung des 
„Sozialdemokraten“ über die Legitimität des gewalt- 
ſamen Umſturzes zum Beſten, rieſelbe iſt enthalten 
in einem Gedicht „die Rebellion“. Der Dichter 
3 ſich Katilina. Heiterkeit.) Daſſelbe be⸗ 
ginnt: 

„Zagſt du noch immer träumendes Ge lecht, 

Rebell zu ſein vom Scheitel bis zur 38 


Der Miniſter führt dann an einer weiteren Zahl 
aus dem „Sozialdemokraten“ aus, 


von Citaten 
daß weder die Sprache, noch die Ziele dieſer „Be- 
mäßigten“ den Moſt'ſchen etwas nachgeben, ſie un ⸗ 
terſcheiden ſich nur darin, daß ſie ſich um die letzte 
Konſequenz herum zu winden ſuchten. Aber auch 
auf den Patriotismus dürften 
ten“ nicht mehr berufen, denn der 
krat“ ſchriebe, „über kurz oder lang 
oder Hungerenoth tre Schritte üder 


„Sozialdemo⸗ 
müſſen Krieg 


Europa leu⸗ 
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ken und dann kommt der Tag, wo der lang an⸗ 
geſammelte Grimm ſich Luft macht. Wann, wann 
kommt dieſer Tag wohl, ruft wobl ein Jeder, der 
nicht Fiſchblut in den Adern hat? Geduld, nur 
Geduld, er kommt, er iſt näher, als die heutigen 
Machthaber, die faule Bourgeoiſte, es ſich träu⸗ 
men laſſen.“ Endlich geht der Minifter auf die 
Stellung der „Gemäßigten“ zum Chriſtenthum ein. 
Alſo Sie ſehen, meine Herren, fährt der Miniſter 
fort, daß alle die Parallelen des Herrn Auer 
zwiſchen der Sozialdemokratie und anderen Par- 
teien nicht zutreffen. Sie trägt ihren eigenen 
eigenthümlichen Stempel, ſie nöthigt dazu, ihr 
eine andere Behandlung angedeihen zu laſſen, als 
allen anderen Parteien, wie es ja auch die Ver- 
treter der Nationen im Erlaß des Sozialiſtenge⸗ 
ſetzes anerkannt haben. Wenn nun Organe, die 
Anſchauungen dieſer Partei predigen, in Tauſen⸗ 
den von Exemplaren über die Grenze geſchmuggelt 
werden und von Hunderten von Agenten deren 
Verbreitung in den yroßen Städten in den Ver- 
kehrszentren betrieben wird, wie es ja notoriſch 
iſt, würden Ste es denn da nicht als eine Pflicht 
der Regierung betrachten, dem mit allen geſetzlichen 
Mitteln entgegen zu treten, ja ich gehe noch wei- 
ter, würden Sie es nicht als eine Verkennung 
ihrer Pflicht betrachten müſſen, wenn die Regierung 
es unterließe, an ſolchen Orten dieſer Agitation 
entgegen zu treten? (Lebhafter Beifall.) Meine 
Herren, die von Berlin Ausgewieſenen haben ſich 
hauptſächlich nach Hamburg gewendet. (Abg. 
Bebel ruft: auch nach Leipzig.) Ich höre ſoeben 
das Wort Leipzig und da kann ich mittheilen, 
daß die königl. ſächſiſche Regierung ſich bereits 
mit der Frage beſchäftigt hat, ob es nicht ihre 
Pflicht ſei, beim Bundesrathe die Ausdehnung 
dieſer Maßregel auch auf Leipzig zu beantragen. 
(Abg. Bebel ruft: dann gehen wir nach Alten 
burg.) Nun, dann hätten wir ſchon viel erreicht 
im Sinne der Beſänftigung, wenn die hervor- 
ragenden Agitatoren erſt alle in Städten von der 
Größe Altenburgs ſind, wird die Beruhigung 
ſchon eintreten. Es wird nun immer behauptet, 
das Geſetz ſei nicht wirkſam geweſen, in gewiſſem 
Sinne iſt das richtig, aber Sie dürfen doch nicht 
die große präventive Wirkung außer Acht laſſen. 
Wenn wir unſern arbeitenden Mitbürgern auch 
nicht alle utopiſchen Forderungen der Sozialde⸗ 
mokratie gewähren können, ſo bieten wir ihnen 
doch vor Allem ein Vaterland (Beifall) und eine 
hülfreiche Hand für ihre materielle Noth. 

Es hatte ſich des Hauſes, nach all' den Mit- 
theilungen, eine große Bewegung bemächtigt und 
nach einer kurzen Ausführung des 
Kardorff und einigen perſönlichen Bemerkun⸗ 
gen wurde die Sitzung vertagt. 

Nächſte Sitzung: Donnerſtag 11 Uhr. 

Tages ordnung: Reſt der heutigen Berathung. 
Schluß 4½ Uhr. 


Ausland. 

Paris, 30. März. (B. T.) Der Streit 
zwiſchen dem Pariſer Stadtrath und dem Polizei- 
präfekten Andrieux trat geſtern in ein akutes Sta- 
dium. Von der Anſicht ausgehend, er habe das 
Recht, den Polizeipräfekten zu kontroliren, interpel⸗ 
lirte der Stadtrath kürzlich Herrn Andrieux wegen 
der nächtlichen Unſicherheit von Paris. Andrieux 
antwortete nicht, vorgebend, daß er nur vom Mi- 
niſter des Innern abhänge. Die Reglerung gab 
ihm Recht und annullirte den diesbezüglichen Be- 
ſchluß des Stadtraths. Geſtern annullirte nun der 
Stadtrath wieder den Erlaß der Regierung und 
nahm einſtimmig eine energiſche Tagesordnung an. 
Der Stadtrath, heißt es da, votire das Budget 
des Polizeipräfekten mit zweiundzwanzig Millionen 
und habe daher ein Recht auf Interpellation über 
die Sicherheit und die Kontrole der Verwendung 
des Geldes. Die Regierung möge abhelfen, es 
könne nicht länger jo fortgehen. Man tft geſpannt, 
was die Regierung thun wird. Andrieux iſt be- 
ſonders den Radikalen und Intranſigenten ein Dorn 
im Auge. Man ſieht, der Geiſt der Kommune iſt 
noch lebendig. 

Paris, 30. März. Auch nicht intranſigente 
Blätter, wie z. B. die „France“, geben Andrieur 
in dem Konflikt mit dem Stadtrath Schuld und 
ſagen: die Regierung habe nur die Wahl der 
Entlaſſung Andrieur oder der Auflöſung des Stadt- 
raths. 

Heute wird in Gegenwart des Marinemini- 
ſters in Toulon das Flottmachen des verſunkenen 
Panzerkoloſſes „Richelieu“ verſucht. Die franzö⸗ 
ſiſchen Blätter jagen : eine jo großartige Operation 
ſei noch nie ins Werk geſetzt worden. 

In einer geſtern abgehaltenen Kommunarden⸗ 
Verſammlung wurde vorgeſchlagen, Ruſſakoff zum 
Ehrenpräſes zu ernennen, der Antrag wurde aber 
einſtimmig abgelehnt. 

London, 30. März. Lord Beaconsfields Be- 
finden iſt heute beſſer, doch warnen die Aerzte noch 
vor allzu ſanguiniſchen Hoffnungen, obgleich die 
Erſchöpfung des Patienten ſchon bedeutend nachge- 
laſſen hat. 

Petersburg, 29. März. Wie es heißt, ift 
Graf Schuwaloff, welcher ſich demnächſt in außer- 
ordentlicher Miſſion nach Wien begiebt, vom Kaiſer 
eingeladen worden, in der Wiener Hofburg Abfteige- 
quartier zu nehmen. 

Provinzielles. 

Stettin, 31. März. Das zweite pommerſche 
Provinzial⸗Schützenfeſt wird in den Tagen vom 
3. bis 6. Juli hierſelbſt abgehalten werden. Der 
Vorſtand des Provinzial⸗Schützenbundes hat bereits 
in dieſem Monat folgenden Aufruf erlaſſen: „Ge— 
ehrte Schützenbrüder! Durch Beſchluß des Ge— 
ſammt⸗Ausſchuſſes unſeres Bundes iſt Stettin als 


Abg. von 


Feſtort für das in dieſem Jahre ſtattfindende zweite 
Pommerſche Provinzial⸗Schützenfeſt wieder gewählt. 
Die Schützen⸗Kompagnie der Bürger hierſelbſt hat 
dieſe Wahl angenommen und zur Abhaltung des 
Feſtes die Tage vom 3. bis incl. 6. Juli cr. be- 
ſtimmt. Als Stettin vor 2 Jahren unter Auf- 
wendung bedeutender Koſten das erſte Provinzial⸗ 
Schützenfeſt übernahm, gehörten dem Bunde 548 
Mitglieder an. Dieſe Zahl hat ſich bei Entrid- 
tung der Beiträge pro 1880 auf 357 ermäßigt, 
und wenn wir nun auch glauben, daß viele der 
Säumigen dem Bunde treu bleiben und den Bri- 
trag nachträglich bezahlen werden, ſo beweiſt die⸗ 
ſer Umſtand jedoch, daß das Intereſſe für die 
Förderung des Schützen-Weſens in unſerer Pro- 
vinz ein ſehr ſchwaches im Vergleiche mit anderen 
genannt werden muß. Während z. B. der dreimal 
jo ſtarke Bund unſerer Nachbar-Provinz Branden- 
burg jährlich an Mitgliederzahl wächſt, geht der 
unſrige darin zurück. Schützen Pommerns! An 
Euch iſt es jetzt, zu beweiſen, daß das Intereſſe 
an dem edlen Vergnügen des Schießens bei Euch 
nicht erloſchen und Ihr gegen die übrigen Schützen 
unſeres Vaterlandes nicht zurückbleiben wollt. 
Tretet, ſoweit es noch nicht geſchehen, unſerem 
Bunde bei, der Beitrag von jährlich 1 Mark 
iſt geringe und dürfte jedem Einzelnen bei einiger 
maßen gutem Willen nicht ſchwer werden.“ 

— Durch eine Verfügung des Kgl. Provinzial⸗ 
ſchul-Kollegiums ſind die diesjährigen Ferien an 
allen höheren Schulen der Provinz wie folgt feit- 
geſetzt: 1) Oſterferten vom 6. April Mittags bis 
21. April früh; 2) Pfingſtferien vom 4. Juni 
Mittags bis 9. Juni früh; 3) Sommerferien 
vom 2. Juli Mittags bis 1. Auguſt früh; 4) 
Michaelisferien vom 28. September Mittags bis 
13. Oktober früh; 5) Weihnachtsferien vom 21. 
Dezember Mittags bis 5. Januar 1882 früh. 

— Der Arbeiter Auguſt Göcks, Siederei⸗ 
ſtraße 4 wohnhaft, wollte vorgeſtern Morgen vom 
Feſtungsbauhof eine Fuhre Sachen abfahren, in 
der Durchfahrt nach dem Paradeplatz wurde er 
jedoch vom Wagen gefaßt und derartig gegen die 
Durchfahrtsmauer gedrückt, daß er einen Schlüffel- 
beinbruch erlitt und nach dem ſtädtiſchen Kranken 
hauſe geſchafft werden mußte. 

— Zum Beſten des Peſtalozzi-Vereins ver⸗ 
anſtaltet Fräulein Anna Drechsler, unter 
Mitwirkung der Gebrüder Fabian, am Sonn- 
abend in Wolff's Saal eine muſikaliſche Soiree. 
Da der Eintrittspreis auf nur 50 Pf. feſtgeſetzt 
iſt, dürfte dieſelbe eines zahlreichen Beſuches ſicher 
ſein. 

— In Wollin iſt am Sonntag ein Ver⸗ 
ein für Geflügelzucht und Thierſchutz begründet 
worden. 

— Geſtohlen wurden am 30. d. M.: Aus 
einer unverſchloſſenen Waſchküche Pölitzerſtraße 62 
mehrere Wäſcheſtücke im Werthe von ca. 16 M. 
und den Herren Köhn und Hellmann ein Hand- 
karren im Werthe von 30 M. a 

— Die Reſtaurateure auf den Bahnhöfen 
haben jährlich durch Diebſtähle an Geſchirr ꝛc. 
ganz bedeutende Verluſte zu erleiden. In den 
meiſten Fällen werden die Thäter bei derartigen 
Diebſtählen nicht ermittelt, gelingt dies aber, ſo 
wird gegen den Thäter ſtets auf eine verhältniß⸗ 
mäßig hohe Strafe erkannt. So hatte ſich in der 
heutigen Sitzung des Schöffengerichts der Schloſſer— 
meiſter Auguſt Halle aus Alt-Damm wegen 
Diebſtahls zu verantworten, weil er am 29. De- 
zember v. J. auf dem hieſigen Berliner Bahnhofe 
eine leere Selterflaſche mitgenommen hatte und 
wurde deshalb gegen ihn auf 1 Woche Gefängniß 
erkannt. 

Eines Tages im September v. J. wurden 
die Arbeiter Klatt und Fleiſchfreſſer auf der Gra- 
bowerſtraße von mehreren Anderen angegriffen und 
nicht unerheblich verletzt. Von den Exzedenten 
wurde nur der Arbeiter Robert Behnkendorff 
ermittelt und derſelbe, deshalb wegen Mißhand- 
lung angeklagt, zu 4 Monaten Gefängniß ver⸗ 
urtheilt. 


— Stadttheater) Gaſtſpiel des Herrn Ernſt 
Poſſart, Direktor des königlichen Schauſpiels 
in München. Wir hatten Gelegenheit, Herrn 
Poſſart in zwei feiner bedeutendſten Rollen (Shylod 
und Mephiſto) zu ſehen und ſtehen nicht an, es 
auszuſprechen, daß wir uns einem bedeutenden 
Schauſpieler gegenüber befinden, der wohl berech— 
tigt iſt, in der deutſchen Bühnenwelt eine erſte 
Stufe einzunehmen. Mit großen oratoriſchen Mit- 
teln und einer gedrungenen Geſtalt iſt Poſſart 
ausgeſtattet, ſeine Auffaſſung iſt eine virtuoſe, nur 
hüte ſich der verehrte Künſtler vor einem Allzuviel. 
Poſſart bedarf der ſogenannten Drücker garnicht 
und doch wie gern und oft wendet er ſie an. 
Wir erinnern nur an das Nerven irritirende Bart⸗ 
ſpiel ſeines Shylocks im 1. Akt und an den ger 
machten Abgang nach der großen Gerichtsſzene im 
4. Akt. Unſeres Bedünkens war der Shylock im 
3. Akte zu herriſch angelegt. — Ueber die Auf- 
faſſung ſeines Mephiſto läßt ſich ſtreiten, Poſſart 
ſpielt ihn, entgegen der Auffaſſung anderer Kunft- 
größen, als ganzen Teufel, doch die Konſequenz 
ſeiner Durchführung, einige Uebertreibungen in der 
Szene mit Martha abgerechnet, iſt zu bewundern. 
Wir ſtehen einem großen Talente gegenüber und 
wäre das Theater bei Vorführung eines ſolchen 
Gaſtes ſicher ſtets voller geweſen als bisher, hätte 
die Direktion ſich beim Publikum etwas mehr 
Sympathien zu erwerben verſtanden. So bleibt 
die Erſcheinung der leeren Häuſer keine auffällige. 
Die Unterſtützung des Gaſtes vom einheimiſchen 
Perſonal! war größtentheils nicht einer Bühne vom 
Range des Stettiner Stadttheaters entſprechend. 
Indeß man iſt ja genügſam geworden! 

6 Gülzow, 28. März. 


der Eiſenbahn son Alt⸗Damm nach Colberg in 
Angriff genommen iſt, gewinnt die in Ausſicht ge⸗ 
nommene Verbindung von Flecken Gülzow reſp. 
des öſtlichen Theiles des Camminer Kreiſes mit 
dieſer Bahn durch eine Chauſſee eine größere Be- 
deutung. 
eine Chauſſee verbunden iſt, handelt es ſich in 
dieſem Falle nur um den Weiterbau dieſer Linie 
von Gülzow bis Naugard, 


Seitdem der Bau 
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Da Gülzow mit Cammin bereits durch 


etwa in der Richtung 
der früheren alten Poſtſtraße über Friedrichsberg. 
Betrachtet man die Strecke und das Terrain, welche 
für den Camminer Kreis in dieſer Beziehung in 
Rechnung kommen, ſo reduzirt ſich erſtere auf das 
kurze Ende von 6 Kilometern bis zur Naugarder 
Kreisgrenze, während letzteres aus einem ebenen 
lehmigen Sandboden beſteht; indeſſen Steine und 
Kies in nächſter Nähe dieſer Strecke liegen, und 
zwar in derartiger Menge, daß Beides früher ſ. Z. 
zur Aufſchüttung der Cammin-Gülzower Chauſſee 
von hier bezogen wurde. Der Bau würde alſo 
verhältnißmäßig dem Camminer Kreiſe wenig 
Koſten verurſachen und möchte die Ablehnung einer 
Vorlage zum Bau der betreffenden Strecke ſeitens 
des Camminer Kreistages kaum zu befürchten 
ſtehen. Es entſteht nun die weitere Frage: Wie 
wird ſich der Naugarder Kreis zum Bau dieſer 
projektirten Chauſſee verhalten? Wenn ſich da⸗ 
ſelbſt hinſichtlich des Bodens und Materials auch 
ähnliche Verhältniſſe vorfinden, wie im dieſſeitigen 
Kreiſe, jo würde erſterer eine Strecke von 14 Ki- 
lometern zu bauen haben. Wie verlautet, ſoll im 
Naugarder Kreiſe Geneigtheit zum Bau dieſer 
Chauſſeeſtrecke vorhanden fein. Die Beſtätigung 
dieſer Nachricht bleibt nun abzuwarten, jedenfalls 
wird es hauptſächlich auf den Beſchluß der Nau- 
garder Kreis-Vertretung ankommen, ob wir die 
Chauſſee⸗Verbindung mit Naugard erhalten wer- 
den. Sicher hätte durch dieſe Chauſſee der Nau- 
garder Kreis bezw. die Stadt Naugard den größe⸗ 
ren Vortheil, da der ganze Verkehr von Gülzow 
und Umgegend nach Naugard zur Eiſenbahn würde 
gelenkt werden. Auch müßte der Forft- und Poſt⸗ 
Fiskus an dem Bau der qu. Chauſſee ein reges 


würde. 


§ Von der hiuterpommerſchen Grenze, 26. 
Von Woche zu Woche ziehen immer grö⸗ 
ßere Maſſen unſerer tüchtigſten Arbeiterfamilien 
Das fordert auf, den Gründen 
nachzuforſchen, die dieſe bedauerliche Erſcheinung 
Wäre es der Abſchaum des Volkes, 
der ſich in den großen Städten findet und mit 
ſeiner Halb- und Viertelbildung zum Träger der 
ſozialdemokratiſchen Ideen wird, — wir wollten 
noch eine Beiſteuer befürworten, denſelben die 
Koſten der Reiſe zu ermöglichen. Aber wer die 
ordentlich gekleideten, kräftigen Leute ſieht, meiſtens 
im beſten Lebensalter ſtehend, die der Heimath auf 
Nimmerwiederſehen den Rücken zukehren, der müßte 
kein patriotiſches Herz im Buſen haben, wenn er 
nicht feine Stimme erhöbe, daß dieſem Uebel ge- 


März. 
über den Ocean. 


hervorrufen. 


ſteuert werde. 
Schreiber dieſer Zeilen hat ſich bemüht, durch 


eingehenden Verkehr mit vielen Auswanderern ſich 
Klarheit in dieſer Sache zu verſchaffen und erlaubt 
ſich, ſeine Wahrnehmungen und Vorſchläge zur 


Abhülfe hiermit der öffentlichen Prüfung zu un⸗ 
terbreiten. 


Zunächſt iſt es der Mangel an Intereſſe für 
den heimathlichen Boden, bewirkt durch Abfindung 
der Arbeiter mit baarem Gelde, welche unzählige 
Arbeiterfamilien zuvörderſt von Gutshof zu Guts⸗ 


hof und endlich aus dem Lande treibt. Einſt 
war es anders! Da waren bei faſt allen größeren 
Gütern die ſogenannten „Arbeitermorgen“, Stücke 
des einträglichſten Landes, auf denen die Arbeiter- 
familien durch eigene Thätigkeit einen erheblichen 
Nutzen erwarben, der faſt gar nicht mit in Rech- 
nung gezogen wurde. Der Arbeiter betrachtete es 
gleichſam als Elgenthum, holte ſich aus dem Walde 
oder Torfbruch Düngemittel und lebte oft beſſer, 
als ein kleiner Käthner. Es erbte ſich oft eine 
ſolche Arbeitsgelegenheit mit Haus, Stall, Acker, 
Garten und Arbeitermorgen von Generation zu 


Generation und eine zahlreiche Familie konnte fich | mu 


vom Kleinſten bis zum Größten nützlich machen. 
Selbſt der alte Großvater lag, Unkraut jätend, im 
Garten, dabei die Enkel um ſich habend und be- 
aufſichtigend. Im Winter hatte jeder Arbeiter ſei⸗ 
nen Antheil am Erdruſch, gewöhnlich den 16. 
Theil davon 

Heute bezahlt man die Arbeit in baarem 
Gelde, giebt hohe Löhne, entzieht, jo viel man 
kann, den Leuten die ſelbſtſtändige Bewirthſchaftung 
eigener Landparzellen und betrachtet überhaupt das 
Verhältniß als das von Arbeitgeber und Arbeit- 
nehmer. Dabei ſtehen ſich die Leute ſchlechter und 
gewinnen die heimathliche Scholle nicht lieb. Sie 
ziehen von einem Orte zum andern, bis ſie endlich 
den Weg aus dem Lande finden. 

Es giebt ja lobenswerthe Ausnahmen, aber 
im Allgemeinen iſt es ſo. 

Daneben ſind beſonders in Weſtpreußen noch 
verſchiedene, zu Mißvergnügen Anlaß gebende Zu- 
ſtände. Viele Gutsbeſitzer haben ſehr theuer ihre 
Güter eingekauft, ſind tief verſchuldet und müſſen 
die Arbeiter möglichſt beſchränken, um nur die Zin- 
ſen herauszuſchlagen. Aehnlich iſt es bei den 
Pächtern, die durch gegenſeitige Ueberbietung zu 
hohe Pachtbeträge zahlen. Dazu kommt das jo- 
genannte Scharwerkerweſen, wodurch dem Arbeiter 
zur Pflicht gemacht iſt, gegen geriuge Entſchädi⸗ 
gung einen Dienſtboten zu halten. In einzelnen 
Fällen tritt wohl auch dazu rohe Behandlung von 
Seiten der Gutsinſpektoren, zu lange Arbeitszeit, 
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Verabreichung ſchlechten Deputats. Auch iſt allge 
meine Klage darüber, daß durch die neueren Forſt⸗ 
geſetze die Beſchaffung des Raff- und Leſeholzes 
erſchwert, zum Theil unmöglich gemacht wird. 


Erſchwerung der Auswanderung und Zahlung einer 
hohen Auswanderungsſteuer. 
durchaus gerecht. 
hindurch die Wohlthaten der Landesinſtitutionen 
genoſſen und dem Vaterlande ſeine Kraft entlehnt 
hat, darf ſich nicht ledig aller Pflicht gegen das⸗ 
ſelbe betrachten; nichts wäre darum wohl billiger 
und gerechter, als eine ſolche Steuer 


Intereſſe haben, da dieſelbe bedeutende Theile der 
königlichen Forſt durchſchneiden und auch die Poſt 
dann wahrſcheinlich wieder wie in früheren Jah- 
ren von Cammin über Gülzow nach Naugard gehen 
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Kommen nun durch die Erleichterung des Poit- 


verkehrs ſo zahlreiche Briefe von Amerika, worin 
die dortigen Verhältniſſe in roſigem Lichte gejchil- 
dert werden, ja erfolgen von Anverwandten Frei⸗ 
karten zur Ueberfahrt, jo hält nichts den mißver⸗ 
gnügten Arbeiter zurück, und wie Krankheiten epi⸗ 
demiſch werden, jo ſteckt auch das Auswanderungs⸗ 
fieber an. 
nen? Vor Allem durch Beſſerung der Arbeiterver⸗ 
hältniſſe durch Abſtellung jener Mißſtände, durch 
Dotirung der Arbeiter mit ergiebigen Landparzellen, 
durch Einrichtung menſchenwürdiger Wohnungen, 
Ermöglichung der Beſchaffung von Raff- und Leſe⸗ 
holz aus den Forſten, Aufhebung der Schulgelder, 
Kirchen⸗ und kommunaler Steuern und Verſorgung 
der altersſchwachen Arbeiter. 
türlich mit einem Male nicht machen und wir fürch⸗ 
ten, erſt die Noth wird dieſe Forderungen zur Schä- 
digung des Gemeinwohls 
laſſen. 


Wodurch aber nun dem Uebel begeg⸗ 


Das läßt ſich na⸗ 


in Erfüllung gehen 
Von der Geſetzgebung aber wünſchen wir eine 


Letztere finden wir 
Der junge Mann, der 30 Jahre 


Bermiſchtes. 

— 3woei Berliner Poſtillone, welche regel- 
mäßig Packete in ihren Packetwegen zu den Bahn⸗ 
höfen zu fahren haben, haben ſeit mehreren Mo- 
naten fortgeſetzt die ihnen anvertrauten Packete 
theilweiſe ihres Inhalts beraubt, und zwar ſo, daß 
die Entdeckung der Unterſchlagung ausnehmend er⸗ 
ſchwert wurde. Weſentlich erleichtert wurden die 
Unterſchlagungen dadurch, daß in Folge des Ent- 
gegenkommens der Poſtverwaltung in Bezug auf 
die Annahme von nur verſchnürten Packeten ſeit 
längerer Zeit Packete der Poſt zur Beförderung 
gegeben werden, die ſo mangelhaft verſchnürt ſind, 
daß fie mit Leichtigkeit geöffnet, eines Theils ihres 
Inhalts beraubt und dann wieder geſchloſſen wer⸗ 
den können, ohne daß der Adreſſat davon etwas 
bemerken kann. In dieſer Weiſe haben die gedachten 
Poſtillone während ihrer Nachttouren von den auf 
den Verdecken ihrer Wagen befindlichen Packeten 
die ſchlecht verſchnürten geöffnet, einen Theil ihres 
Inhalts ſich angeeignet und ihre Beute ihren 
Frauen zur Veräußerung übergeben. Beide Poſtillone 
ſind verhaftet. 

— Man erzählt uns ein aktuelles Bonmot: 
Im Kreiſe einiger Schaufpieler und Theaterhabttuss 
unterhielt man ſich von dem Theaterbrand in Niza. 
Ein anweſender Berliner Theaterdirektor, der 
ſehr ſchlechte Geſchäfte macht und allabendlich nur 
ein ſehr kleines Auditorium bei ſich ſteht, wurde 
gedankenvoll. — Was ſinnen Sie, lieber Direktor? 
— Ich überlege mir, wie wichtig es iſt, ein Thea⸗ 
ter möglichſt ſchnell zu entleeren, ich werde noch 
zwei Nothausgänge in meinem Theater anbringen .. 
Ausgänge? — wiederholte ein boshaftes Mitglied 
der Geſellſchaft verwundert, — laſſen Sie lieber 
noch ein paar Eingänge herſtellen ... 

Telegraphiſche Depeſchen. 

Wien, 30. März. Erzherzog Karl Ludwig 
iſt heute aus Petersburg hier wieder einge- 
troffen. 

Wien, 30. März. Die „Wiener Allgemeine 
Zeitung“ meldet aus vorzüglicher griechiſcher Quelle, 
Griechenland werde ſchwerlich die neue Grenze 
acceptiren. Es ſtehe vor dem Dilemma: Krieg 
oder Staatsbankerott. Es werde den erſteren wäh- 
len, weil es hoffe, ſchlimmſten Falls nicht ohne 
Unterſtützung zu verbleiben. 

Wien, 30. März. 
ſpondenz“ meldet: 

Aus Athen: Die Nachricht, daß die Mächte 
die von den Botſchaftern vereinbarte Grenze ange⸗ 
nommen haben, machte einen konſternirenden Ein- 
druck. In der hieſigen griechiſchen Geſandt⸗ 
ſchaft herrſcht ebenfalls eine ſehr deprimirte Stim- 
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ng. 
"lfebon, 30. März. Die Kammern haben 
ſich bis zum 30. Mat cr. vertagt. 

London, 30. März. Dem „Reuter'ſchen 1 
Bureau“ wird aus Konſtantinopel gemeldet, die 
Botſchafter der Mächte hätten ein Protokoll unter- ä 
zeichnet, in welchem fie anerkennen, daß die von 
der Pforte vorgeſchlagene Grenzlinle das aufrichtige 
Verlangen derſelben nach Frieden bekunde. Die | 
Botſchafter erkennen in demſelben ferner an, daß 
die Abtretung von Epirus faſt unmöglich ſet, und 
rathen ihren Regierungen, die Annahme der von 
der Pforte vorgeſchlagenen Linie Griechenland an | 
zuempfehlen. 

London, 30. März. Nach einer amtlichen x 
Meldung aus Simla vom heutigen Tage wird 
Ajub Khan von aufſtändiſchen Truppen von Herat 
und Kandahar und von dem Atmal- Stamme in \ 
Herat belagert. Gerüchtweiſe verlautet, Ajub Khan 
ſei zum Gefangenen gemacht worden. 1 

Petersburg, 30. Marz. Die preußiſchen und 
holländiſchen Deputationen, welche anläßlich der 
Beiſetzungsfeierlichkeiten hier eingetroffen waren, 
haben heute die Rückreiſe angetreten. 

Großfürſt Paul Alexandrowitſch iſt nach dem 
Auslande abgereiſt. 

Bulareſt, 30. März. Senat. Der Miniſter 
des Auswärtigen, Boerescu, theilte mit, daß die 
Proklamirung zum Königreiche bei den europät« 
ſchen Mächten eine gute Aufnahme gefunden 
habe. u 


